
 
 

Gemeinde Herbertingen 
Landkreis Sigmaringen 

 
8. Änderungssatzung 

zur Hauptsatzung der Gemeinde Herbertingen  
vom 19.12.2001 

 
Aufgrund von § 4 GemO hat der Gemeinderat der Gemeinde Herbertingen am 19.02.2025 
folgende Änderung der Hauptsatzung der Gemeinde Herbertingen vom 19.12.2001, zuletzt 
geändert am 17.02.2021 beschlossen: 
 

Artikel 1  
§ 5 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
(3) Die beschließenden Ausschüsse sind innerhalb ihres Geschäftskreises zuständig für: 

1. die Bewirtschaftung der Mittel nach dem Haushaltsplan, soweit der Betrag im 
Einzelfall mehr als 25.000 EUR, aber nicht mehr als 50.000 EUR beträgt; 

2. die Zustimmung zu überplanmäßigen und außerplanmäßigen Ausgaben von mehr 
als 5.000 EUR, aber nicht mehr als 10.000 EUR im Einzelfall. 

 
Artikel 2  

§ 7 Absatz 2 Nr. 1, Nr. 2, Nr. 4, Nr 5a, Nr 6 erhalten  folgende Fassung 
(2) In seinem Geschäftskreis entscheidet der Verwaltungsausschuss über: 
 

1. die Ernennung, Einstellung, Entlassung und sonstige personalrechtliche 
Entscheidungen von Beamten des einfachen Dienstes sowie des mittleren Dienstes 
bis einschließlich Besoldungsgruppe A 8 und von Beschäftigten Entgeltgruppen 6 
bis 11, soweit es sich nicht um Aushilfsangestellte handelt; 

2. die Bewilligung von nicht im Haushaltsplan einzeln ausgewiesenen 
Freigebigkeitsleistungen von mehr als 500 EUR, aber nicht mehr als 2.500 EUR im 
Einzelfall, 

4. die Veräußerung und dingliche Belastung, den Erwerb und Tausch von 
Grundeigentum oder grundstücksgleichen Rechten einschließlich der Ausübung von 
Vorkaufsrechten im Wert von mehr als 25.000 EUR, aber nicht mehr als 50.000 
EUR im Einzelfall, 

5. Verträge über die Nutzung von Grundstücken oder beweglichem Vermögen 
a) bei einem jährlichen Mietwert oder Pachtwert von mehr als 5.000 EUR, aber nicht 

mehr als 10.000 EUR im Einzelfall, 
6. die Veräußerung von beweglichem Vermögen von mehr als 15.000 EUR, aber nicht 

mehr als 50.000 EUR im Einzelfall. 
 

Artikel 3 
§ 8 Absatz 2 erhält folgende Fassung 
(2) In seinem Geschäftskreis entscheidet der Ausschuss für Umwelt und Technik über die 

Entscheidung über die Ausführung eines Bauvorhabens (Baubeschluss) und die 
Genehmigung der Bauunterlagen, die Vergabe der Lieferungen und Leistungen für die 
Bauausführung (Vergabebeschluss) sowie die Anerkennung der Schlussabrechnung 
(Abrechnungsbeschluss) bei voraussichtlichen bzw. tatsächlichen Gesamtbaukosten von 
25.000 EUR aber nicht mehr als 50.000 EUR im Einzelfall. 



 
Artikel 4 

§ 10 Absatz 2 Nr, 1, Nr. 2, Nr. 3, Nr. 8, Nr. 9 und Nr. 17 erhalten folgende Fassung 
(2) Dem Bürgermeister werden folgende Aufgaben zur Erledigung dauernd übertragen, 

soweit es sich nicht bereits um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt: 
1. Die Bewirtschaftung der Mittel nach dem Haushaltsplan bis zum Betrag von 

25.000 EUR im Einzelfall, für die Stiftung „Elfriede Scheb, Herbertingen“ bis zu 
2.500 EUR im Einzelfall, 

2. die Zustimmung zu überplanmäßigen und außerplanmäßigen Ausgaben und zur  
Verwendung von Deckungsreserven bis zu 5.000 EUR im Einzelfall, 

3. die Ernennung, Einstellung und Entlassung und sonstige personalrechtliche 
Entscheidungen von Beschäftigten der Entgeltgruppen 1 bis 8 TVöD / 8a TV-SuE, 
Aushilfen, Beamtenanwärtern, Auszubildenden, Praktikanten und anderen in 
Ausbildung stehenden Personen, Ausgenommen sind Leitungsfunktionen im Bauhof 
sowie der Kläranlage,  

8. die Veräußerung und dingliche Belastung, den Erwerb und Tausch von 
Grundeigentum oder grundstücksgleichen Rechten, einschließlich der Ausübung 
von Vorkaufsrechten im Wert bis zu 25.000 EUR im Einzelfall, 

9. die Unterzeichnung von Verträgen über die Nutzung von Grundstücken oder 
beweglichem Vermögen bis zu einem jährlichen Miet- oder Pachtwert von 5.000 
EUR im Einzelfall, 

17. die Veräußerung von gemeindeeigenen Bauplätzen für Wohnbebauung, sowie der 
Erwerb von Flächen für Bauland für die der Gemeinderat einen konkreten 
Quadratmeterpreis festgelegt hat. 

 
 

Artikel 7 
Inkrafttreten 

 

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
Hinweis: 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg (GemO) oder von aufgrund der GemO erlassener Verfahrens- und 
Formvorschriften beim Zustandekommen dieser Satzung ist nach § 4 Abs. 4 GemO 
unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch und unter Bezeichnung des 
Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, innerhalb eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung bei der Gemeinde geltend gemacht worden ist. Wer die Jahresfrist 
verstreichen lässt, ohne tätig zu werden, kann eine etwaige Verletzung gleichwohl auch 
später geltend machen, wenn  
(1) die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung verletzt worden sind oder 
(2) der Bürgermeister dem Beschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzeswidrigkeit 
widersprochen hat oder 
(3) vor Ablauf der Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder 
eine dritte Person die Verletzung gerügt hat. 
 
Ausgefertigt: 
Herbertingen, den 20.02.2025 
 
 
gez. Magnus Hoppe, Bürgermeister 
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